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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Erhard (Bad Schwalbach), Vogel 
und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Vereinheitlichung der Rechtspflegerausbildung 


Am 26. Juni 1969 nahm der Deutsche Bundestag einen Ent- 
schließungsantrag an, wonach der Bundestag davon ausging, 
daß die Länder die Vorbildung und Ausbildung der Rechts- 
pfleger vereinheitlichen werden und zugleich die Bundesregie- 
rung ersucht wurde, für den Fall, daß diese Vereinheitlichung 
bis zum 31. Dezember 1971 nicht erfolgen sollte, was der Fall 
ist, dem Deutschen Bundestag einen Entwurf über die Vorbil- 
dung und Ausbildung der Rechtspfleger vorzulegen. 

Bislang sind nur vom Koordinierungsausschuß für die Rechts- 
pflegerausbildung Grundsätze ausgearbeitet und beschlossen 
worden. Die 40. Justizministerkonferenz vom 26. und 27. Okto- 
ber 1971 hat diese Grundsätze gebilligt. 

In einem Schreiben vom 6. Juli 1972 an den Abgeordneten 
Erhard (Bad Schwalbach) teilt der Bundesjustizminister mit, daß 
die Bemühungen um die Verwirklichung der Grundsätze noch 
nicht abgeschlossen seien, die Verlängerung des Vorbereitungs- 
dienstes Schwierigkeiten bereite und der gegenwärtige Zeit- 
punkt für eine Vereinheitlichung der Rechtspflegerausbildung 
auf Bundesebene ungünstig sei. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Was hindert die Bundesregierung, die von der Justizmini- 
sterkonferenz schon im Oktober 1971 verabschiedeten 
Grundsätze zu verwirklichen, und wie sehen die Bemühun- 
gen um eine Verwirklichung aus? 

2. Welche Schwierigkeiten bereitet die geforderte Verlänge- 
rung des Vorbereitungsdienstes der Rechtspfleger auf drei- 
einhalb Jahre, obwohl die Justizministerkonferenz eine 
solche Verlängerung gebilligt hat? 
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3. Warum ist der gegenwärtige Zeitpunkt für eine bundes- 
gesetzliche Vereinheitlichung der Rechtspflegerausbildung 
ungünstig? 

4. Wann rechnet die Bundesregierung mit einem Abschluß der 
Neuordnung des Laufbahnrechts und der Ämterbewertung 
der Rechtspfleger? 

5. Gibt es konkrete Vorstellungen, in welcher Form die beson- 
deren Belange der Rechtspfleger in einer Gesamtregelung 
berücksichtigt werden sollen, und wie sehen diese Vorstel- 
lungen aus? 

6. Wann meint die Bundesregierung in der Lage zu sein, einen 
entsprechenden Gesetzentwurf vorzulegen? 


Bonn, den 5. September 1972 


Erhard (Bad Schwalbach) 
Vogel 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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